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Artikel wie jener von Richard tol 
(„Das Ende ist noch nicht nah“, F.A.Z. 
vom 15. August) laufen Gefahr, dass 
Leser die im titel  getroffene Feststel-
lung als eine rhetorische Überhöhung 
wahrnehmen und zudem das „noch 
nicht“ zu ei nem „nicht“ verkürzen, mit 
anderen Worten, dass die Befürworter 
von Maßnahmen gegen den klima-
wandel übertreiben. Recht hat Herr 
tol darin, dass wegen des klimawan-
dels weder „wir . . . alle verhungern“ 
werden noch zu unseren Lebzeiten das 
Ende der Menschheit noch gar das 
„Ende der Welt“ bewirken. Und natür-
lich wird technologie helfen, die Fol-
gen des klimawandels bis zu ei nem ge-
wissen Grad erträglich zu machen. 

Aber uns umfassend vor Malaria zu 
schützen, sei es durch eine impfung, 
durch Versprühen von DDt, schlafen 
in Moskitonetzen, schlucken von ag-
gressiven Medikamenten und trocken-
legung von Feuchtgebieten, wird nicht 
einfach, in jedem Fall unangenehm 
oder ökologisch problematisch. Eben-
so jederzeit ei ne kostengünstige und 
klimaschonende Ernährung sicherzu-
stellen lässt sich nicht allein durch 
Züchtung trocken- oder salzresistenter 
Pflanzen und Erhöhung der Produkti-
vität von kleinbauern sicherstellen, 
wenn Dürren, Wirbelstürme, sintflu-
ten und Erdrutsche immer häufiger 
und unvorhergesehen die Ernten ver-
nichten. Hoher Düngereinsatz wird im 
Zweifel zudem die Qualität des Grund-
wassers beeinträchtigen. Und die 
kernfusion als unerschöpfliche Ener-
giequelle wird, wenn überhaupt, erst in 
einigen Jahrzehnten industriell 
einsatz fähig sein.

Recht hat Richard tol aber auch da-
rin, dass es wenig hilfreich ist, moderne 
Fassungen von apokalyptischen Welt-
untergangserzählungen zu nutzen, um 
Maßnahmen gegen den klimawandel 
durchzusetzen: Angststarre oder Resi -
gnation im Gefühl des „Jetzt kommt es 
auch nicht mehr darauf an!“ sind nicht 
hilfreich. Andererseits gut begründete 
Maßnahmen, besonders wenn sie wie 
standards für Gebäude und Heizungen, 
die über Jahrzehnte nachwirken, zu ver-
zögern, wie nicht nur Herr tol emp-
fiehlt, weil die staaten ihre kreditwür-
digkeit ohnedies für immer neue soziale 
Wohltaten „bis in den Mittelstand“ (Hu-
bertus Heil) oder gar für alle (Haltelinie 
für das Rentenniveau) oder für subven-

tionen für alle und jeden teil der Wirt-
schaft verspielt haben und Gelbwesten-
proteste befürchtet werden, kann nicht 
die Lösung sein. Ob uns oder unseren 
Nachkommen unser Planet über das 
schiere Überleben hinaus ohne energi-
sche, das heißt, mit für alle fühlbaren 
Einschränkungen verbundene Maßnah-
men noch lebenswert vorkommen wird, 
lässt sich nicht ausrechnen. Denn selbst 
wenn sich der treibhausgasgehalt der 
Luft auf dem heutigen Niveau stabilisie-
ren ließe, wissen wir nicht, auf welchem 
temperaturniveau und wann das sys-
tem Erde sich auf ein neues Gleichge-
wicht zwischen sonneneinstrahlung und 
Wärmeabstrahlung einstellen wird, 
noch können wir sicher abschätzen, ob 
wir auf dem Weg zu diesem Gleichge-
wicht oder gar schon heute kipppunkte 
der klimastabilität, also zum Beispiel 
des Amazonas-Regenwalds, des inland-
eises von Antarktis und Grönland oder 
der des Golfstroms erreicht oder über-
schritten haben. 

Die Vorsicht gebietet, jetzt zu han-
deln. Dass nur jeweils „die anderen“, im 
Zweifel die nachwachsenden Generatio-
nen, Opfer bringen, wird nicht funk -
tionieren. Denn die ströme der Wirt-
schaftsflüchtlinge aus Afrika und Asien 
zu kontrollieren, gar einzudämmen und 
die Angekommenen zu integrieren wird 
umso schwieriger, je drückender der kli-
mawandel und seine Folgen in den Her-
kunftsländern werden. Unkontrollierte 
immigration wird den sozialen Zu sam -
menhalt in den wohlhabenden Ländern 
höchstwahrscheinlich weit stärker stra-
pazieren als die kosten der direkten Fol-
gen des klimawandels hierzulande. 

Den klimawandel zu bekämpfen ist 
also auch im interesse derer, die sich so-
zial benachteiligt fühlen und Überfrem-
dung befürchten. Der Weg dahin, in 
Deutschland unsere Hausaufgaben zu 
machen, bevor wir mit moralischem Zei-
gefinger Forderungen an andere aufstel-
len, erfordert unter anderem Persönlich-
keiten mit kommunikations- und Füh -
rungsstärke in den spitzenämtern, wie 
es sigmar Gabriel in seinem Gastbeitrag 
„Wie das demokratische Zentrum vor 
der AfD kapituliert“ (F.A.Z. vom 11. Au-
gust) herbeiwünscht. Aber zumindest 
Führungsstärke können wir bekanntlich 
getrost bei Olaf scholz bestellen.
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Den Klimawandel bekämpfen

Die Formen der menschlichen Hybris

D as tauziehen um die Macht 
in südostasiens zweitgröß-
ter Volkswirtschaft hat ein 
– vorläufiges – Ende: Auf
den abgedankten General

und die Mitglieder einer Milliardärsfami-
lie folgt nun ein immobilienmilliardär als 
Regierungschef thailands. Nach fast drei 
Monaten des schacherns um stimmen 
geht srettha thavisin als neuer Minister-
präsident des königreiches aus den Wah-
len des Parlamentes hervor. sieben Jahre 
nach dem Putsch und Monate nach einem 
deutlichen Wahlsieg der Reformer haben 
sich damit am Ende doch wieder die kon-
servativen kräfte durchgesetzt. 

Zuvor war es zu einem schulterschluss 
bisheriger Widersacher gekommen: Die 
Partei des abgesetzten Milliardärs thak-
sin shinawatra, zu der auch der neue 
Mann an der spitze zählt, hatte sich den 
segen der Militärs geholt und damit ihren 
ursprünglichen koalitionspartner, die 
Fortschrittspartei, fallen gelassen. Damit 
war der Weg für den 61-Jährigen frei. 
Zeitgleich kehrte der seit dem Putsch im 
Exil lebende thaksin in seine Heimat zu-
rück. Er wurde sofort verhaftet. Ob er an-
gesichts der ungeschriebenen Abkom-
men zwischen Militär, Elite in Bangkok, 
königshaus und seiner Pheu-thai-Partei 
lange wird einsitzen müssen, ist offen. 

Offen ist auch, welchen wirtschaftli-
chen kurs das Land nun nehmen wird. 
Allerdings weiß auch srettha, dass sein 
Lastenheft überquillt. Nicht zu Unrecht 
hatten sich investoren aus thailand nach 
dem Wahlsieg des 42 Jahre alten  Har-
vard-Abgängers Pita Limjaroenrat und 
seiner Reformer von thailand abge-
wandt. sie wussten, dass die selbst er-
nannte Elite thailands sein Programm 
niemals zulassen würde. srettha aber 
muss nun eine koalition von elf Parteien 
bändigen und jene Wähler, die sich übers 
Ohr balbiert fühlen, für sich gewinnen. 
Ansonsten drohen in thailand weitere 
Monate des stillstands. 

Unter anderem hatte der neue Mann 
an der spitze den Wählern Bargeldaus-
zahlungen angekündigt. Auch thaksin 
und später seine schwester hatten als Mi-
nisterpräsidenten mit einer extrem aus-
gabenfreudigen Wirtschaftspolitik die 
Herzen und stimmen der oft armen Wäh-
ler gewonnen. Zusammen mit garantier-
ten Mindestpreisen für Reis führte das 
zwischen 2006 und 2014  allerdings zu 
einer Überlastung des Haushaltes mit 
wachsender Verschuldung. in der Wahl-
phase kündigte srettha an, jedem thai 
eine digitale Geldbörse mit 10.000 Baht 

China: seit Corona hat sich der touristen-
strom aus der zweitgrößten Volkswirt-
schaft der Welt nicht erholt. Zugleich lei-
det  thailands Ausfuhr unter einer 
geringen  Nachfrage aus China. Mehrfach 
hatte der Milliardär in den vergangenen 
Wochen auch angekündigt, Freihandels-
abkommen abschließen zu wollen, um den 
Abstand zum Nachbarland Vietnam zu 
verringern. Unter anderem steht ein Ab-
kommen mit der Europäischen Union aus. 
Die Verhandlungen waren nach dem Mili-
tärputsch auf Eis gelegt worden und sind 
nun schleppend angelaufen. 

so wuchs die zweitgrößte Volkswirt-
schaft südostasiens im zweiten Quartal 
nur noch um 1,8 Prozent im Jahresver-
gleich. Die Notenbank sah sich damit ge-
zwungen, ihre Vorhersage von einer 
Wachstumsrate im korridor von 2,7 bis 
3,7 Prozent in diesem Jahr zu kassieren. 
Nun sollten es noch 2,5 bis 3 Prozent wer-
den. im ersten Halbjahr hatte die Rate bei 
2,2 Prozent gelegen. „Der Dienstleistungs-
sektor bleibt der Lichtblick, dank der Er-
holung des Geschäfts mit touristen aus 
dem Ausland. Die industrietätigkeit bleibt 
eine Belastung, allerdings mit einem 
Rückgang, der sich abschwächt. Dem Aus-
stoß der Landwirtschaft drohen auch 
durch El Niño Abwärtsrisiken“, beschreibt 
Chua Han teng von der DBs Bank in sin-
gapur die Lage.

(260,44 Euro) zur Verfügung stellen zu 
wollen – für viele ein Monatsgehalt. 

so geht es weiter: Die Partei ver-
sprach, den Mindestlohn von täglich 353 
Baht (9,20 Euro) um 70 Prozent anheben 
zu wollen, allerdings ohne dafür einen 
Zeitrahmen zu nennen. Jedem Haushalt 
werde ein Einkommen von zumindest 
20.000 Baht im Monat garantiert. Und 
die Einkommen im landwirtschaftlichen 
sektor sollten sich verdreifachen – durch 
die dann steigende kaufkraft der Bauern 

werde die Wachstumsrate thailands auf 
rund 5 Prozent schnellen. 

Man muss nicht Ökonom sein, um zu er-
kennen, dass srettha schon wegen einge-
schränkter steuermittel dieses schlaraf-
fenland nicht  schaffen kann. Aber offen 
ist, wie stark nun enttäuschte Wähler we-
nigstens auf ein Erfüllen der Versprechen 
drängen – und welche der neue Mann als 
erste wird kassieren müssen. Denn zusätz-
lich zu den hausgemachten Problemen 
spüren die thais die Herausforderungen in 

Der neue  Ministerpräsident des Urlaubslands, 
der  immobilienmilliardär srettha thavisin,  
verspricht den thais  das Blaue vom Himmel. 
Von Christoph Hein, Singapur

Großzügige 
Geldgeschenke

Lichtblick tourismus: Das Geschäft mit Gästen aus dem Ausland erholt sich. Foto dpa

D ie Mitte der Gesellschaft verliert 
ihre wirtschaftliche Perspektive. 
Der bürgerliche traum — ein 

Haus, ein Auto, zwei kinder, ein Jahres-
urlaub, und das mit eineinhalb Arbeits-
plätzen finanziert — scheint ausgeträumt. 
Deutlich wird das Problem bei der Be-
trachtung des Hauspreisindex im Verhält-
nis zum durchschnittlichen Nettoeinkom-
men. Während sich die immobilienpreise 
in den vergangenen  zwanzig Jahren ver-
doppelten, stieg das Durchschnittsnetto-
einkommen um nominal nur 52 Prozent.

Während es für eine Familie mit mitt-
lerem Einkommen früher selbstver-
ständlich war, eigene vier Wände zu 
bauen, ist dies heute oft eine Utopie, die 
nur mithilfe der Eltern und Großeltern 
Realität werden kann. Wer keine gut si-
tuierte Verwandtschaft hat, hat  das 
Nachsehen beim Aufbau eigenen  Ver-
mögens. Durch stetige Mietzahlungen 
bleibt vom verfügbaren Einkommen zu 
wenig übrig, um eigenen Wohlstand 
oder gar ein Vermögen aufzubauen. so 
spaltet sich die Gesellschaft auch in je-
ne, die unterfüttert von der Leistung der 
Vorfahren leben, und solche, die nichts 
mehr selbst aufbauen können.

kurz gedachte Umverteilungsphanta-
sien von links befeuern das Problem  wei-
ter, denn der staat verliert die Wünsche 
und Bedürfnisse der breiten Bevölkerung 
aus dem Blick. Pfund zum Wuchern auf 
dem demokratischen Wochenmarkt sind 
immer mehr Partikularinteressen und Zu-

wendungen für vermeintlich statische, 
untere Einkommensgruppen, denen ein 
noch nie gekanntes Polster geschaffen 
wird. Anreize, das vom Gemeinwesen auf-
gestellte Netz nach unten nicht als Hänge-
matte zu missbrauchen, werden durch lin-
ke Verteilungspolitik zu gerne abgebaut. 
Gleichzeitig fließt das Geld der steuerzah-
ler aus der Gießkanne auch in Ecken, die 
kaum unter finanziel-
ler trockenheit litten.

Leidtragend ist die 
immer stärker belas-
tete Mitte der Gesell-
schaft. Während die 
Beiträge zur sozial-
versicherung seit 
1970 von 26,5 Prozent 
auf aktuell 40,4 Prozent geklettert sind, 
stiegen die Ausgaben für soziale Wohlta-
ten allein beim Bund auf mittlerweile 166 
Milliarden Euro – 35 Prozent des Haushal-
tes. Menschen mit kleinen Einkommen ist 
aber nicht geholfen, wenn sie besonders 
freundlich verteilte Almosen empfangen, 
sondern nur, wenn sie sich mit eigener 
Hände Arbeit verdienten Wohlstand er-
wirtschaften können. Das steigert im 
Gegensatz zu sozialleistungen auch das 
persönliche selbstbewusstsein. Gleichzei-
tig versagt der Wohlfahrtsstaat bei den 
steuerzahlern, wo er mit 40,8 Prozent Ab-
gabenlast fleißige Menschen vor den kopf 
stößt. Zurück bleibt eine doppelt demoti-
vierte Bevölkerung, der der Anreiz zur 
eigenen Leistung genommen wurde.

Aber nicht nur die Einkommen leiden 
unter der staatlichen Last, obendrauf 
werden wichtige Güter, die Wohlstand 
überhaupt erst ermöglichen, wegen teu-
rer Eingriffe immer unerschwinglicher. 
kaum bezahlbare Häuser, deren kosten 
aufgrund von immer neuen Bauvorschrif-
ten und klimasiegeln ununterbrochen 
steigen, treffen auf vermeintlich alterna-

tivlose Elektroautos, 
die den durchschnitt-
lichen Neuwagen-
preis in Deutschland 
allein im vergange-
nen Jahr um über 13 
Prozent angehoben 
haben. Die Ampelko-
alition hat in ihrem 

aktuellen politisch-ideologischen instru-
mentenkasten kein Werkzeug, das helfen 
könnte, der aktuellen krise der Mitte 
Herr zu werden. Ganz im Gegenteil: Die 
vom Bundeswirtschaftsminister verfolgte 
„Mission“, dass der staat die Wirtschaft 
leiten müsse, verfestigt das Problem mit 
ihrer kleinteilig-marktfremden Rege-
lungswut nur weiter. Mit staatsgläubigen 
Philosophien aus der Feder einer Maria-
na Mazzucato kann aber weder Aufstieg 
des Einzelnen noch „Wohlstand für alle“ 
im sinne Ludwig Erhards wieder zur Rea-
lität werden.

in der politischen Debatte sind jene 
stimmen zu leise, die sich als interes-
senvertreter der gesellschaftlichen Mit-
te verstehen, die ihre sozialpolitik nicht 

auf kleingruppen fokussieren, sondern 
auf die Bedürfnisse von Familien mit 
kindern und wirklich Bedürftigen. Wo 
die Forderung nach steuerlicher Entlas-
tung der Mittelschicht nicht direkt mit 
dem Verweis auf die kosten des einen 
oder anderen sozialpolitischen Bon-
bons abgeblockt wird. Über viele Jahre 
war die CDU diese stimme in der De-
batte. Doch im Laufe der Regierungs-
zeit von Angela Merkel und von vielen 
krisen hatte sich auch in ihr der irr-
glaube an den guten interventionisti-
schen staat breiter gemacht, als für sie 
programmatisch und unser Land ge-
sund war.

Der Prozess der notwendigen Neuauf-
stellung an der spitze der Union ist nicht 
abgeschlossen. Deutschland spricht in 
den vergangenen  Wochen über steuer-
freie Überstunden, Entlastung von Fami-
lien, auch von Vergünstigungen bei der 
Mehrwertsteuer. Es ist die Rückkehr 
einer umsetzbaren wirtschafts- und so-
zialpolitischen Alternative zu Umvertei-
lung und Gießkannenpolitik. Deutsch-
land braucht eine realistische 
Perspektive, wie Wohlstand keine Frage 
des Erbens mehr ist, sondern wieder das 
reguläre Ergebnis der eigenen Leistung 
wird. Es liegt an den bürgerlichen Partei-
en, sie zu liefern. Dann werden sie auch 
wieder große Wahlerfolge feiern.

Wolfgang Steiger ist Generalsekretär des
Wirtschaftsrates der CDU e. V.
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Die ausgebremste Mitte
Von Wolfgang Steiger

  Wohlstand ist zu oft eine 
Frage des Erbens.

 Leistung lohnt sich hier-
zulande zu wenig.
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